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a Es iſt dringend nie bl, daß die volle 
Verſtändigung ſchon in der Kommſſſion erfolge, da 


eee Einladung. 
Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen; bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeltung recht bald er⸗ dung ed e nagen ga lang DE 
grunde elches ein na ona eräle a “| 
IV• ve Me 17 Romane, 
welche vom Ern er e durchdrunge m- 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die mer den großen Zweck bur Augen, 125 etreicht wer⸗ 
e Fülle e 75. den foll, die Herſtellung und Sicherung des öffent⸗ 
wir aus den pol i en Tages⸗ 


1255 Friedens, dann werden ſie ſicher bene 
ereigniſſen, aus den Reichstags⸗ und de rg fa e ee 
Kammerberichten, aus den lokalen we e Frieden und die geſammte en E 
und provinziellen Begebniſſen dar⸗ wickelung unſerer öffentlichen Zuſtände, — es hängt 
bieten, unſeretelegraphiſchen De⸗ davon die Möglichkeit des neuen Auflebens des öf⸗ 
peſchen find ſo bekannt, daß wir es fentlichen Vertrauens und des fo lange erfehnten 
uns verſagen können, zur Empfehlung un⸗ neuen Aufſchwungs von Handel und Wandel ab: 
ſerer Zeitung irgend etwas zuzufügen. Wir Deshalb folgt das deutſche Volk den Berathungen 
“> zunächſt in der Kommiſſion mit lebhafter Theil⸗ 
werden auch fernerhin den auswärtigen, na⸗ nahme und mit wechſelnder Hoffnung oder Be⸗ 
mentlich den orientaliſchen Angelegenheiten, ſorgniß. 
eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit widmen. — Die heute erſchienene „Prov.-Korr.“ ber 
Wir werden ebenſo für ein ſpannen⸗ ſſpricht die Begegnungen des Fürſten Bismarck mit 
des und intereſſantes Feuil⸗ Laſſalle und ſagt u. A.: 
leton ſorgen. Der Preis der e i n mal bana de n cee Kin in bet 
täglich erſcheinenden Pommerſehen Zei⸗ 11 der du Wie 5 . Wee 
tung beträgt auf allen Poſtanſtalten außer⸗ 
halb vierteljährlich nur eine Mark fünf⸗ 
zig Pfennige. Der Preis der zweimal 
5 täglich erſcheinenden Stettiner Zeitung 


ungleich größeren Schwierigkeiten verknüpft ſein 
würde. Noch ſcheint das Wort der Hoffnung be⸗ 


liche Stellung der Regierung zu Laſſalle und zu den 
Anfängen der ſozialdemokratiſchen Bewegung ange- 
ſtellt worden find, iſt in dunkelen Andeutungen auch 
der „Prov.⸗Korr.“ ein Autheil an jenen angeblichen 
BL. Beziehungen, angewieſen worden. 


ſelung mit einer anderen Korkeſponden zu Grunde, [* 
welche weder mit der „Prov.⸗Korr.“, noch mit der 
Regierung irgend einen Zuſammenhang gehabt hat. 
Was die „Prov.⸗Korr.“ betrifft, jo hat dieſelbe ſelt 
ihrer Entſtehung im Frühjahr 
Augenblicke eine andere als eine entſchieden ab⸗ 
weiſende und ernſt warnende Stellung der Sozial⸗ 
demokratie gegenüber eingenommen. Alle ihre Aeuße⸗ 
rungen bekunden gerade in unwiderlezlicher Weiſe 
von Jahr zu Jahr, daß innerhalb der Regierung 
die Sorge in Betreff der ſozialdemokratiſchen Bewe⸗ 
gung niemals geruht hat, auch zu den Zeiten, wo 
die Regierung ſich noch nicht zu ausdrücklichen An⸗ 
trägen an die Landes⸗ oder Reichsvertretung ver⸗ 
anlaßt fah. Nach mehrfachen Citaten aus früheren 
Jahrgängen der „Prov.⸗Korr.“ glaubt das offiziöſe 
Organ den Beweis erbracht zu haben, daß von einer 
Förderung der ſozialdemokratiſchen Bewegung in 
ihren Anfängen ſeitens der Regierung in Eoaprfeit 
nicht die Rede geweſen iſt. 


— Die heutige Sitzung der Kommiſſion für 
das Sozialiſtengeſetz begann um 11 Uhr unter Vor⸗ 
ſiz des Abg. v. Bennigſen, in Gegenwart ſämmt⸗ 
licher Mitglieder und der Regierungsvertreter. Die 
Diskuſſton richtet ſich auf den erſten Abſaß des 8 
16, wonach Perſonen, welche es ſich zum Geſchäft 
machen, die im § 1 bezeichneten Beſtrebungen zu 
fördern, oder welche wegen Zuwiderhandlung gegen 
das Geſetz beſtraft wurden, den Aufenthalt in be⸗ 
ſtimmten Orten und Bezirken verboten werden kann. 
Hierzu beantragt Abg. Gnei ſt: 

„Gegen Perſonen, welche es ſich zum Geſchäft 
machen, die im § 1 bezeichneten Beſtrebungen zu 
fördern, kann im Falle einer Verurtheilung wegen 
einer Zuwiderhandlung gezen dies Geſetz neben der 
verwirkten Strafe auf Stellung unter Polütiaufſſcht 
erkannt werden.“ 

Antragſteller motivirt ſeinen Antrag mit dem 
Beſtreben, ſich möglichſt an das gemeine Recht an⸗ 
zuſchließen. 

Abg. v. Schwarze will den erſten e 
des § 1 wie folgt faſſen: 

„Perſonen, welche gewohnheitsmäßig oder ge- 
werbsmäßig die im § 1 bezeichneten Beſtrebungen 
fördern, kann der Aufenthalt an beftimmten Orten 
verſagt werden.“ 

Abg. v. Schauß beantragt, den boulchen 
Abſatz wie folgt zu faſſen: 

„Gegen Perſonen, welche ſich die Agitation 
für die im § 1 bezeichneten Beſtrebungen zum Ge⸗ 
ſchäfte machen, kann im Falle einer Verurtheilung 
wegen Zuwiderhandlungen gegen die ss 12 — 15 
dieſes Geſetzes neben der verwirkten Strafe auf dir 
Zuläſſigkeit der Einſchränkung ihres Aufenthaltes 
außerhalb ihres Wohnortes erkannt werden. Auf 
Grund dieſes Erkenntniſſes kann dem Verurtheilten 
der Aufenthalt in beſtimmten Bezirken oder Orten 


Die Redaktion. 


Deutſchland. 

Berlin, 25. September. Die „Loreley“ 

‚und der „Boreas“ find in Wilhelmshaven einge⸗ 
troffen. „Loreley“ ſoll auf Befehl des Kronprinzen 
im Dienſt verbleiben, damit dieſelbe nöthigenfalls 
ſofort wieder nach Englaud abgehen kann. — Die 
Panzer⸗Korvette „Preußen“ iſt in die erſte Reſerve 
geſtellt worden, damit auf ihr demnächſt die einbe⸗ 
rufenen Reſerviſten aus der Kategorie des Maſchi⸗ 
nenperſonals ausgebildet werden. 
; Daß der türkiſche Admiral Hobart Paſcha eine 
Unterredung mit dem Vice⸗Admiral von Henck ge⸗ 
habt, hat bereits die „N. A. Z.“ berichtet. Wie 
ich höre, hat der türkiſche Admiral der deulſchen 
Admiralität einen Plan unterbreitet, der in ausführ⸗ 
licher Weiſe die Hebung des „ Großen Kurfürſten“ 
beſpricht. Das bezügliche Schriftſtück iſt dem Kron⸗ 
prinzen überſandt worden. 

Die Berechnungen der Preſſe in Bezug auf 
die muthmaßliche Dauer der Berathungen der So⸗ 
zlaliſtenkommiſſi on ſcheinen jetzt doch etwas zu weit 
gegriffen. In der Kommiſſion hält man an der 
Hoffnung feſt, daß die Berathungen im Plenum 
noch innerhalb der nächſten Woche werden beginnen 
können. Beſtimmtes läßt ſich freilich darüber bei 
dem gegenwärtigen Stande der Angelegenheit um fo 
weniger vorherſagen, als in der Kommiſſion ſelbſt 
wichtige Entſcheidungen noch der zweiten Leſung vor⸗ 
behalten bleiben. 

Der Bundesrath wird am Donnerſtag wieder 
eine Plenarſitzung halten. Auf der Tagesordnung 
ſtehen u. A. ein Antrag Mecklenburg⸗Strelitz's, be⸗ 
treffend die Prüfungstermine für Apothekergehülfen; 
eine Mittheilung, betreffend die Ueberſicht der in den 
Bundesſtaaten beſtehenden Spielkartenabgaben; An⸗ 
träge, betreffend die ſtatiſtiſchen Erhebungen über die 
Morbilität in den Heilanſtalten und die Wieder⸗ 
beſetzung erledigter Stellen bei Disziplinarkammern; 
mündliche Berichte über die Zulaſſung von Hand⸗ 
ſtempeln zur Abſtempelung von Spielkarten, über 
Petitionen, betreffend den Verkauf von Bier nach 
Litern und die Eichung der Bierfäſſer, über den 
Antrag wegen Verlängerung der Notenausgabe⸗Be⸗ 
fugniß der Frankfurter Bank, über die Vorlage, be⸗ 
treffend die Roſtocker Bank, über die ſtrafrechtliche 
Verfolgung von Beleidigungen des Bundesraths und 
über die Vorlage, betreffend die allgemeine Rechnung 
über den Reichshaushalt für 1873. 

Berlin, 25. September. In Betreff des So⸗ 


zaliſtengeſezes äußert ſich die heute erſchienene Num⸗ 
mer der „Prov.⸗Korr.: 
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anderenfalls die Erreichung derſelben im Haufe mit 


könne. 
Gneiſt ſpreche, daß eine Polizeiaufſicht nach dem 
[ heitsſtrafen eintreten könne; ſie ſetze die Anhörung 


Den betreffenden fe ein 
ie e lag t heilweiſe offenbar eine Verwech⸗ i 


n Brzieten ſiehenden WVerſönlichteiten aus dar 
ee zu entfernen. Der Antrag Gneiſt 
enthalte eine in der That für made der in e 


1863 in feinem] 


leichtern. 
Bewegung ſich an das Erſcheinen und Niederlaſſen 


die ungefepliße Agitation am Wohnorte ſelbſt genü⸗ 
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dach zu Lünbespörhelehötbe reeht ir Gegen 


dl 


ſolche Anordnung . nur an dle Auf J 


ſchtsbehörde ſtatt .!“ 
unternommen . des Vorgehens auf dem Wege 


der Strafgeſetzgebung ſei gewiß diskutirbar; der Anz; 
trag bedürfe aber doch einer präziſeren Ungrenzung 
der Fälle, in welchen die Polizelaufſicht zuläſſig ſein 
folk; im Uebrigen aber gehe er materiell weiter, als 
Der Antrag 
„ Schauß vermeide vor Allem die ganz unannehm⸗ 


von der Regierung erfordert werde 


bare Verweiſung aus dem Heimathorte, biete abet 
der Verwaltung die Mittel, welche geeignet ſeien, 
eine öffentliche Thätigkeit in einer vom Geſetze ver⸗ 
worfenen Richtung zu verhindern, zumal es ſich nach 
Angaben aus Regierungskreiſeu nur um eine kleine 
Anzahl leicht erkennbarer Perſönlichkeiten vn 


Abg. i bch en pp en gebt Gegenden Antrag 


geltenden Strafgefeg" nur in Konkurrenz mit Frei⸗ 


der Gefängnißverwaltung voraus. Auf der anderen 
Seite berechtige die Stellung unter Pollzeiaufſicht 
zu Hausſuchungen jederzeit, während die Regierung 
eine ſolche Ausdehnung der polizeilichen 5 
da in Anſpruch genommen hätte. 

Abg. v. Schwarze erläutert ſein Amende⸗ 
ment dahin, daß die Bezeichnungen „gewohnheits⸗ 
mäßig“ und „gewerbsmäßig“, welche ſein Antrag 
enthalte, durch die Praxis der Behörden bereits feſt⸗ 
geftellt, namentlich auch in der Rückſicht, daß dabei 
| erfordert werde; es Tomine eben 


zu ziehenden Fälle ungerechtfertigte Härte. 
Abg. Relchenſperger beantragt, in dem 
Antrage v. Schauß ſtakt „Strafe“ zu ſetzen „drei. 
heitsſtrafe“. 

Abg. v. Schauß: Der Hauptunterſchied 
zwiſchen ſeinem Amendement und der Regierungs⸗ 
vorlage liege allerdings darin, daß eine Vertreibung 
des Betroffenen aus ſeinem Wohnorte vermieden 
werde; die Abficht liege ihm allerdings fern, den 
Apitatoren die Möglichkeit, zum Zwecke der Agi⸗ 
tation den Wohnſiz zu wechſeln, iigend zu 75 


Abg. v. Goßler erklärt ſich für das Amen⸗ 
dement Schwarze, da erfahrungsmäßig die ganze 


gewiſſer gewerbsmäßiger Agitatoren anknüpfe. 
Abg. v. Puttkamer: In § 12 iſt gegen 


gend Vorſorge getroffen. Der Antrag Schauß ſteht 
auf dem Boden der Regierungs vorlage und der bis⸗ 
herigen Auslegung des über die Polizeiaufſicht han⸗ 
delnden § 39 des Strafgeſetzbuchs. 

Staatsminiſter Graf Eulenburg: Die 
Beſtimmungen des vorliegenden Paragraphen ſeien 
entſcheidende Vorbedingungen für die Wirkſamkeit 
des Geſetzes. Sie haben den Zweck, denjenigen 
Agitationen entgegenzutreten, welche außerhalb der 
Vereine, Verſammlungen und der Preſſe betrieben 
werden, ohne daß ſie alſo son den erlaſſenen Ver⸗ 
boten getroffen werden. Die Hauptleiter der Sozial⸗ 
demokratie gehören ſchon jetzt den Vereinen nicht an, 
um nicht mit dem Vereinsgeſetz in Kolliſten zu 
kommen. Wenn man einmal anerkennt, daß die 
Gegenſtände des vorliegenden Geſetzes der richter⸗ 
lichen Kognition nicht unterliegen, ſo ſollte man 
dies auch in Bezug auf die durch den § 16 ge- 
troffenen Fälle anerkennen. Durch den 9 12 wird 
die außerhalb eines Vereins geübte Thätigkeit nicht 
getroffen. Allerdings wäre aus dem Amendement 
Schauß zu acceptiren, daß die Gerichte ſchon zum 
ersten Male und nicht erſt im Wiederholungsfalle 
eine Einſchränkung der Aufenthaltsfreiheit eintreten 
laſſen könnten. Das Recht, Ausländer zu verweiſen, 
ſteht der Landespolizeibehörde nur für das betreffende 
Landesgebiet zu. Die Beſtimmung, daß die Landes⸗ 
pollzeibehörde aus dem Bundesgebiete aus weiſen 
könne, wie hier vorgeſchlagen, findet ſich bereits im 
Jeſuitengeſetze. 


Wohnſitze nicht erfolgen könne, müſſe dahingeſtellt 
bleiben; jedenfalls könne eine ſolche Auslegung aber 
bei anderen preußiſchen Geſetzen nicht in Frage 
kommen. Die gleiche Möglichkeit auch in das gegen⸗ 
wärtige Geſetz aufgenommen zu ſehen, darauf müſſe 


1 Borfigt: erheiſchen werde. 
„Der von en Abg. Sm] - 


[Kardorffs vor. 


Sorhiwenvigtet der vorgeſchlagenen Maßregel. 


Ob nach konſtanter Praxis des &. 
39 des Strafgeſetzbuches die Ausweiſung aus dem 


die Mate en. n erheblichen — lee! ſe ſeh 
auch immer eine gene . Sie größte 
K* * in? #3 & > 

Abg. Las ker: Die gerichtliche Prufung bon = 
Maßnahmen auf Grund des $ 16 ſei ſchon von 
konſervativer Seite zugeſtanden, ſie werde daher als 
ungeeignet nicht mehr bezeichnet werden können. Die 
von der Regierung verlangten Vollmachten würden 
nachtheilig wirken, wenn fie damit eine Aufgabe‘ zu 
übernehmen scheine, welcher fe in Baer 1 
entſprechen könne.“ Se 

Abg. Gneiſt zieht fein Anlkabentelt zu Gi 
ſten des Verheſſerungsvorſchlages von Schauß zu⸗ 
rück, fügt demſelben jedoch aus der Reglerungsvor⸗ 
lage den Sat hinzu: „Wenn fle Ausländer find, 
können ſie von den Landespolßzelbehörden aus dem 
Bundesgebiete ausgewieſen werden. 


Abg. v. Helldorff hält die 9 der 


eine gerichtliche Verfolgung eintreten müſſe, deren 
Einleitung nach der Vorlage nicht immer erforder. 
lich ſei. 
Bei der Abſtimmung wird ber Antrag Schauß 
mit dem Amendement Reichenſperger mit 13 gegen 
8 Stimmen angenommen (dagegen Konſervative und 
Fortſchritt), wodurch der Antrag Schwarze und die 
Regierungsvorlage beſeitigt find, 
des Abg. Gneiſt wird hiernach mit I, gegen g 
Stimmen zum Beſchluß erhoben 

Zu den zwei nächſten Abſätzen des 85 16 der 
Regierungsvorlage liegen Verbeſſerungsanträge von 

Der Vorſizende ſtellt, 8 


werden, wenn ſie trotz ergangener Verwarnung der 
Polizeibehörde in ihren Lokalen Agitationen für die 
im § 1 des Geſetzes bezeichneten Beſtrebungen durch 
aufreizende Reden zulaſſen, oder ſich ſelbſt bei ſol⸗ 
chen Agitationen betheiligen; wenn ſte auf Grund 
des 8 6 dieſes Geſetzes verbotene Druckſchriften aus⸗ 
legen oder es dulden, daß die Thätigkeit der auf 
Grund dieſes Geſetzes verbotenen Vereine bei en 

im Geheimen fortgeſetzt wird. 22 

Abg. Gneiſt empfiehlt den Antrag ale ana- 
loge Ausdehnung der een im $ 33 der 
Gewerbeordnung. JE 

Abg. Lasker erklärt duellen für funan⸗ a 
nehmbar. 

Der Antrag v. Kardoiff wird ben mit 11 
gegen 10 Stimmen angenommen. Dafür die Kon⸗ 
ſervativen, Reichspartei, Nationalliberalen mitt Aus- 
nahme von Lasker und v. Stauffenberg. 

Der zweite Abſatz des e v. Run 
lautet wie folgt: 

Die gleiche Etyiehung; Abe Beſugulß zum Ge⸗ 
werbebetriebe kann gegen Buchdrucker, Buchhändler, 
Leihbibliothekare und Inhaber von Leſekabinetten 
ansgeſprochen werden, welche trotz ergangener poli⸗ 
zeilicher Verwarnung es ſich zum Geſchäft machen, 
die im § 1 bezeichneten Beſtrebungen zu fördern. 

Dagegen erklären ſich die Abgg. Lasker, Har⸗ 
nier und Brüel, dafür Staatsminiſter Graf Ew- 
lenburg. Derſelbe beſtreitet gegenüber den Ein⸗ 
wendungen dieſer Redner die Wirkungsloſigkeit der 
vorgeſchlagenen Maßregel, im Zuſammenhang der 
Vorlage erſcheint ſie keineswegs inkonſequent, dazu 
kommt die praktiſche Schwierigkeit einer genügenden 
Verhinderung des begonnenen ene ber! be⸗ 
zeichneten Gewerbebetriebsarten. N 

Abg. v. Puttkamer wendet ſch gegen die 
Die 
Vorſchriften gegen die Verbreitung verbotener Schrif⸗ 
ten enthalten ausreichende Schutzmittel. Der Abſatz 
2 des Antrages von Kardorff wird mit 15 gegen 
6 Stimmen, die entſprechenden Beſtimmungen der 
Reglerungsvorlage mit 16° gegen 5 Same wg on 
gelehnt. 8 

Sodann wird r Olskuſſon pere ofen Ab⸗ 
ſatz der Reglerungsvorlage u 13 gegen 8 e : 
men angenommn: 5 

Perſonen, welche es ich zum Sci 17 e 
die im § 1 bezeichneten Beſtrebungen zu fördern, 
oder welche auf Grund einer . dieſes 


Auch 


27 un? 


Regierung für milder als die Beſtimmungen des 
Vorſchlages des Abg. von Schauß, da hiernach ſtets 


Der aa Se 


welche Kleinhandel mit Branntwein oder Seil Er 
treiben, kann der Betrieb ihres Gewerbes unterſagt 


del mit Druckſchriften im Umberziehen entgegen 


Der letzte Abſaß des 8 16 der Regierungs⸗ und Weſtbosnien und an der Verbindungslinie nach 
vorlage, wie ein Amendement Kardorff nehmen die Nopſbazar find die Ereigniſſe des Tages, wobei es 
beinahe fraglich iſt, was mehr Aufſehen macht, die 
ſchäftsmäßig die zu § 1 bezeichneten Zwecke fördern. Entſcheidung in Prag oder jene im Süden der 


Schließung von Druckereien in Ausſicht, welche ge⸗ 


Nach einer Diskuſſion, in welcher die Undurchführ⸗ 

barkeit und Ueberflüſſigkeit dieſer Maßregel von dem 

Abg. Lasker behauptet, vom Grafen Eulenburg be- 

ſtritten worden war, werden 

15 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 
Der hiernach ſich geſtaltende $ 16 wird in 

Geſammtabſtimmung hierauf mit 11 gegen 10 Stim- 

men angenommen. 
Zu $ 17 der Vorlage: 
5 17. Zuſtändig für die im § 16 vorgeſe⸗ 
henen Verfügungen ift die Landes polizeibehörde. 
Gegen dieſelben ſteht den Betroffenen die Be⸗ 
de an den Bundesrath offen. 

g Die Beſchwerde iſt innerhalb einer Woche nach 
Zuſtellung der Verfügung bei der Behörde anzu⸗ 
Fringen, welche dieſelbe erlaſſen hat. 

Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wir⸗ 


beantragt Dr. Gneiſt im erſten Abſatz ſtatt 8 16 
zu ſetzen: 8 16 Abſatz 2 und 3. Die Abg. Dr. 
Harnier und v. Puttkamer beantragen, den Abſatz 
2 zu faſſen wie folgt: Gegen dieſelben ſteht den 
Betroffenen, ſoweit es ſich um Entziehung oder Un⸗ 
terſagung eines Gewerbebetriebes handelt, die Be⸗ 
„ iumfung an das Oberverwaltungsgericht des betref⸗ 
fenden Bundesſtaates oder die Beſchwerde an die 
nach den Landesgeſetzen dafür zuſtändige höchſte Be⸗ 
horde zu. ; A nm | 
Abg. Dr. Lasker beantragt dagegen, an 
Stelle der Abſätze 1 und 2 des § 17 zu ſetzen: 
„Das Verfahren wegen der Konzeſſionsentziehungen 
nach 8 16 Abſatz 1 und 2 erfolgt nach den lan⸗ 
— Aesesgeſetzlichen Beſtimmungen für die in der Ge⸗ 
werbeordnung vorgeſehenen Konzeſſionsentziehungen.“ 
An der Diskuſſion betheiligen fi außer den 
Antragſtellern der Reg.⸗Komm. Brauchitſch, die Abgg. 
von Goßler, Dr. Reichenſperger. a 
Nachdem die Kommiſſion ſich mit 12 gegen 9 
Stimmen, namentlich der Konſervativen, für den 
Antrag Lasker erklärt hatte, ward 8 17 in der 
5 hiernach modifizirten Faſſung mit derſelben Stimmen⸗ 
— zahl angenommen. Die längere Verhandlung, welche 
ſich in techniſchen Fragen vielfach bewegt, liefert ein 
Etrgebniß, das die Frage nicht abſchließt. 
Be $ 18 der Vorlage: 
Wer den auf Grund des 8 16 erlaſſenen 
Verfügungen zuwiderhandelt, wird in den Fällen des 
Albſatzes 1 mit Gefängniß von einem Monat bis zu 
einem Jahre, in den übrigen Fällen mit Geldſtrafe 
bis zu eintauſend Mark, oder mit Haft oder mit 
Geefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft, 
wird ohne Diskuſſion mit 13 gegen 8 Stimmen 
genehmigt. 


Wahlkommiſſar: Hg 

N Creiſau, den 6. Auguſt 1878. 
Ew. Hochwohlgeboren beehre ich mich, auf die 
gefällige Zuſchrift vom 3. d. Mts. ergebenſt zu er⸗ 
widern, daß ich die auf mich gefallene Wahl zum 
Reichstage in Memel-Heydekrug annehme. Ich bitte 
aber im Intereſſe einer in Teltow⸗Storkow ſtattfin⸗ 
— denden Stichwahl dieſe meine Erklärung je lange 
ſekretiren zu wollen, wie es geſetzlich irgend zu⸗ 


läſſig iſt. 
5 Graf Moltke, Feldmarſchall. 
— Aus Kaſſel meldet „W. T. B.“: Se. 


verabſchiedet und dem kommandirenden General von 
Boſe und den Stabsoffizieren der 21., 22. und 25 
. (großherzoglich heſſiſchen Diviſion ſeine Zufriedenheit 
ausgedrückt. Das Dejeuner wurde in Wilhelms⸗ 


Se. Majeſtat beſonders gnädige Dankesworte an die 
zur Verabschiedung erſchienenen Mitglieder der Staats⸗ 
und ſtädtiſchen Behörden. 


— 


Wilhelmshöhe geſtern Nachmittag 3½ Uhr verlaſſen 
und wurden in Guntershauſen von den Hurrahs 


der von dem Manöver heimkehrenden Regimenter 
Die Weiterreiſe hierher geſtaltete ſich zu 
8 In Treyſa, Mar⸗ 
burg, Gießen und an allen Stationen der Lahn⸗ 
bahn, beſonders aber in Ems und Lahnſtein hatten 


begrüßt. 
einem förmlichen Triumphzuge. 


ich nach Tauſenden zählende Volksmaſſen angeſam⸗ 
melt, die Schulen, Turner, Feuerwehren, Vereine, 
Schützen und Krieger hatten ſich in georvneten Rei⸗ 
: hen aufgeſtellt. Von Wetzlar an waren alle Sta- 
lionen feſtlich beleuchtet, das Denkmal Steins und 
der Limburger Dom, die ganze Stadt Ems, ſowie 
die Burgen Lahneck und Stolzenfels traten beſon⸗ 
ders glänzend hervor, Lahnſtein und die Koblenzer 
Brücke bildeten ein wahres Feuermeer. Die Aller⸗ 
„höchſten Herrſchaften wurden überall mit einem un⸗ 
beſchreiblichen Enthuſtasmus empfangen, überall er⸗ 
⸗tönte der Geſang der Volkshymne und der „Wacht 
am Rhein“. In Gießen und Lahnſtein fand ein 
kurzer Aufenthalt ſtatt, an beiden Orten nahmen die 
Allerhöchſten Herrſchaften die gehaltenen Anreden und 
den dargebotenen Ehrentrunk huldvollſt entgegen. 
Am hieſigen Bahnhofe wurden die Majeſtäten von 
dem Oberpräſidenten v Bardeleben und dem kom⸗ 
z mandirenden General v. Göben empfangen, in Lahn⸗ 
ein war der Regierungspräſtdent v. Wurmb zur 
gegrüßung der Majeſtäten erſchienen. 
Ausland. . 
Von der böhmiſchen Grenze, 23. September. 


Kauſalnexus; nicht daß die Siege von Dokany und 


D Daß General⸗Feldmarſchall Graf Moltle 

ſich auch auf Wahltaktit verſteht, beweiſt folgendes 
bei den Akten über ſeine Wahl im Wahlkreis Me⸗ 
mel-⸗Heydekrug befindliches Schreiben an den dortigen 


höhe eingenommen, bei der Abreiſe von dort richtete 


25 Eine Depeſche des „W. T. B.“ aus Koblenz 
von heute Morgen lautet: Ihre Majeſtäten der 
„Kaiſer und die Kaiſerin und der Kronprinz hatten 


Der Eintritt der Czechen in den böhmiſchen Land⸗ 
tag und die Zerſprengung der Inſurrektion in Oſt⸗ September, als er die Ställe kontrollirte, keinen ſei⸗ 


Save. Beide Dinge ſtehen auch in einem gewiſſen 


Mokro den Ausſchlag für den Entſchluß der Ezechen 


beide Vorſchlage mit gegeben hätten, aber daß ſie an der Politik, welche 


zu der Okkupation geführt hat, für ihre Sonder⸗ 
zwecke zu profitiren meinen, ſteht außer aller Frage. 
Sie befinden ſich hierüber in dem offenbaren Irr⸗ 
thum, als ſei der Okkupationsgedanke ſlaviſchen Ur⸗ 
ſprungs und mit demſelben eine Wendung auch in 
der inneröſterreichiſchen Politik markirt und die Be⸗ 
rufung kroatiſcher Beamten nach Bosnien, die in 
der Natur der Sache lag, mag in czechiſchen Kreiſen 
zu leicht begreiflichen Ueberſpekulationen Anlaß gege⸗ 
ben haben. Wir werden ja morgen in der Ein⸗ 
trittserklärung der Czechen die Gründe namhaft ge- 
macht hören, welche zu dieſem einigermaßen über⸗ 
raſchenden Beſchluſſe führten, um fo überraſchender, 


als ſich in den Stimmenverhältniſſen im Landtage 


ſeit der bekannten Deklaration nichts geändert hat. 


Meine Informationen, daß trotz aller Anſtrengungen 


der Verfaſſungspartei im böhmiſchen Großgrundbeſitz 

der Sieg und damit im Landtag die Majorllät ge⸗ 

ſichert ſei, hat ſich heute beſtätigt. 
Sicher iſt allerdings, daß in der nächſten Zeit 


und bis zu den Reichs rathswahlen das iunerpolinſche 


Leben in Oeſterreich wieder ſtark an Färbung ge⸗ 
winnen wird, daß alle die Fragen der Natlonalität 
und die Staatsfundamente, die ſo lange geruht ha⸗ 
ben, neuerdings auftauchen. Wir werden ſchon die 
nächſte Zeit wieder im böhmiſchen Landtage politiſche 
Inſcenirungen erleben, denen wir ſeit längſter Zeit 
fremd geworden waren, politiſchen Dokumenten, 
Adreßanträgen an die Krone begegnen, und wenn 
derlei, wie Vergewaltigung. Dann wird ſich's ſetzen 
und die ſtille Wirkung, die gefährlichere, beginnt. 
Daß die Wiederantheilnahme der Tzechen am poli⸗ 


tiſchen Leben ganz ohne Folgen bleibt, iſt gerade 


bei der Unberechenbarkeit der Verhältniſſe nicht denk⸗ 
bar und viel wird dabei auf die Haltung der Ma⸗ 
gyaren ankommen. Wir mögen uns für's Erſte 
darauf gefaßt machen, daß die Czechen es an wohl⸗ 
berechtigter Loyalität nicht fehlen laſſen: das Weitere, 
glauben ſie, werde ſich finden. 0 
Rom, 21. September. Während das Volk 
den 20. September feierte, verſammelte ſich die par⸗ 
lamentariſche Ueberwachungskommiſſion, um den Be⸗ 
richt des Deputirten Morano über das fkandalöſe 
Treiben der Giunta liquidutrice zu hören, mußte 
ſich aber auf eine Woche vertagen, da ſie nicht in 
beſchlußfähiger Mitgliederzahl verſammelt war. Das 
Juſtizminiſterium hatte ſich durch die Gerüchte von 
groben Amtsmißbräuchen und ſchweren Unregelmäßig 
keiten in der Geldgebahrung der Giunte, liquide“ 


Chef des Rechnungsbureaus und den Chef ⸗Ingenieur 
derſelben proviſoriſch zu ſuspendiren, um dle Erbe- 


ans mußte man ſchließen, daß nicht ſo ſehr das 
ſkandalöſe Verfahren der Glunta, welche die Aus⸗ 


führung des Geſetzes geradezu hintertreibt, als viel⸗ 


mehr deren Geldgebahrung den Gegenſtand der Un⸗ 


terſuchung bilren ſoll, denn im erſten Falle mußte 
Da aber, 


die ganze Glunta ſuspendirt werden. 
vorläufig wenigſtens, das Eine erreicht iſt, daß das 


lichen Skandal beſchäftigen muß, darf gehofft wer⸗ 


ſondern ſich auch auf die Art und Weiſe des Ver⸗ 


Majeſtät der Kaiſer hatte ſich bereits geſtern Mittag fahrens der Glunta erſtrecken und die geheimen Ab⸗ 
in Guntershauſen von den fremdherrlichen Offizieren ſichten der Konſorterla bei der Bildung der Giunta 
ihrer Mitglieder in das 


und bei der Ernennung 
richtige Licht ſtellen werde. 


Provinzielles. 


tätsordnung ſchlüſſig zu machen. 
Schmidt aus Grabow iſt hierſelbſt als Hunde 


einzufangen, welche keine Marke tragen. Am 8. 


dem Halsband anſah und ihn mitnahm. Der Hund 
war Eigenthum des Kaufmanns Großmann; dieſer 
erfuhr, daß der Hund eingefangen und löſte ihn 
für 3 Mark ein, es wurde ihm dabei von Schmidt 
geſagt, daß der Hund ohne Halsband und Marke 
umhergelaufen. Dies wurde aber von dem Sohn 
des Milchhändlers entſchieden in Abrede geſtellt und 
Schmidt war geſtern deshalb wegen Betrugs vor der 
Kriminal Deputation des Kreisgerichts angeklagt 
und wurde zu 3 Wochen Gefängniß verurtheilt. — 
Der Arbeiter Karl Julius Buſſe, welcher am 5. 
Juli auf der Fiſcherſtraße einen Schriftſetzer ange 
rempelt und deshalb von einem Schutzmann zur 
Rede geſtellt, ſich dieſem wlderſetzte, wird wegen Un⸗ 
fugs mit 4 Wochen Haft und wegen Widerſtandes 
mit 14 Tagen Gefüngniß beſtraft. — Die nächſte 
Verhandlung gegen den Arbeitsburſchen Hermann 
Pagenkopf aus Grabow, welcher einen anderen 
Burſchen bei einem Streite mit einem Meſſer ver⸗ 
wunseie, endete mit der Verurthellung des Pagen- 
kopf zu 4 Monaten Gefängniß. — Die Arbeiter 
Koteos und Stachowiak ſtanden bei dem 
Gutsbeſitzer Meyer auf Kummrow in Dienſt. Der⸗ 
ſelbe hat'e ſeinen Leuten verboten, länger als 10 


Uhr Abends auszubleiben, troßdem fand er am 1. 


Kruge ſeien. Er ging dorthin, wurde aber von 
den Arbeitern mit Drohungen empfangen, fo daß er 
ſich zurückziehen mußte. 
verlangten ſtürmiſch ihren Lohn, Herr Meyer war 


verlangte aber, daß einer nach dem anderen allein 


ſich dieſer genöthigt ſah, zum Schutz ein Gewehr zu 


Der Gerichtshof verurtheilte jeden der Angellagten 
handlung, Hausfriedensbruch und Bedrohung zu 10 


trice genöthigt geſeben, den Generalſekretär, den 


bungen der Aufſichtskommiſſion zu erleichtern. Dar⸗ 


Parlament ſich von Amtswegen mit dieſem öffent⸗ 


den, daß die Unterſuchung ſich nicht auf etwaige 
Unregelmäßigkelten des Kanzleiperſonals beſchränken, 


Stettin, 26. September. Am 5. und 6. 
Oktober werden in Berlin die Delegirten aller „Lan⸗ 
des vereine unter dem rothen Kreuz“ tagen, um ſich 
über das Verhalten der Vereine gegenüber der vor 
ungefähr dreiviertel Jahren erſchienenen Kriegsſant⸗ 


— Der Wächter Julius Ferdinand Wilhelm 
fänger angeſtellt, hat aber nur die Befugniß Hunde 
Januar bemerkte der Sohn eines hieſigen Milch⸗ 


händlers, daß Schmidt vor dem Hauſe große Woll⸗ 
weberſtraße 46 einen Hund einfing, den Namen auf 


Die neueſten Erfolge der öſterreichiſchen Waffen 
in Bosnien hätten dort einen ſo nachhaltigen Ein⸗ 
druck gemacht, daß dieſelben Kreiſe, welche das Zu ⸗ 
ſtandekommen der Konvention mit Oeſterreich bisher 
auf das Hartnäckigſte hintertrieben hätten, nunmehr 
ſich bemühten, den Sultan zu Gunſten der Konven⸗ 
tion zu beeinfluſſen. Man erwarte demnach, daß d 
Sultan bald die Unterzeichnung der Konvention an⸗ 


ner Leute anweſend, hörte aber, daß dieſelben im 


Am nächſten Morgen ſtell⸗ 
ten ſich ſämmtliche Arbeiter, unter Führung von 
Kotys und Stachowiak, bei ihrem Dienſtherrn und 


auch nicht abgeneigt, derſelben ſofort auszuzahlen, 
in's Zimmer trete und das Geld in Empfang nehme. eg 
Dieſem Verlangen entſprachen jedoch die Arbeiter 
nicht, ſondern ſtürmten auf ihren Herrn ein, ſo daß 


Grenze. 


Verhandlungen zwiſchen Serbien und Montenegro, 
ergreifen. Daſſelbe wurde ihm aber von den An- 
führern entciſſen und erſt dem Einſchreiten des 
Gärtners und eines Dreſchers gelang es, Ruhe her⸗ 
zuſtellen und die Anführer zu verhaften. Dieſelben 
waren deshalb angeklagt, außerdem hatten ſie auch 
den Gärtner Knoll am 25. Auguſt gemißhandelt. 


militäriſchen Aktion. 
London, 25. September. 
des Aufſchubes ernſterer Maßregeln gegen den Emir 


unabhängigen Stämme an der indiſchen Grenze ſeien 
wegen Unfugs zu 4 Wochen Haft und wegen Miß⸗ 


Monaten Gefängniß. 

— Ein Paletotmarder machte geſtern Abend 
wieder einen Fang, indem er aus dem Eiskeller⸗ 
Reſtaurant in der Breitenſtraße mit dem Sommer⸗ 
überzieher eines Schneidermeiſters verſchwand. 
Stargard, 25. September. Bauernfänger 
giebt's auch hierorts, wenn auch glücklicherweiſe nicht 
hier ortsgehörig. Geſtern fuhr ein gewiſſer Mül⸗ 
lex aus Stralſund nach Stargard mit dem löb⸗ 
lichen Vorſatze, von hier nach Treptow a. R. zu 
reiſen, um dort ein Pferd zu kaufen, zu welchem 
Zwecke er ſich die Summe von 300 Mark eingeſteckt 
halte. Auf dem hieſigen Bahnhofe geſellten ſich zu 
ihm drei freundliche Brüder, welche ihn einluden, 
mit ihm die „Sehenswürdigkeiten“ von Stargard 
in Augenſchein zu nehmen. Alsbald ſchleppten ſie 
ihn nach einem Gaſthofe in der Breitenſtraße, er⸗ 
leichterten ihn im „Kümmelblättchen“ um die 
Summe, für welche er den Gaul einzukaufen ge⸗ 
dachte, um ſodann zu verduften. Der Geprellte er- 
ſtattete der Polizeibehörde Anzeige, ein Polizei⸗Ser⸗ 
geant machte ſich ſofort auf die Beine, und es ge⸗ 
lang ihm, die Bauernfänger in der Pützerliner Forſt 
zu erwiſchen und ihnen die Summe von 281 Mk. 
— einen Hundert⸗Markſchein hatten fie in's Rock⸗ 
futter genäht — zu entreißen. Die drei Gauner, 
welche von Stettin mit der Bahn hierher ge⸗ 
kommen waren, wurden hier hinter Schloß und 
Riegel geſetzt. 

Greifswald, 25. September. Der Mittheilun), 
betreffend die Konſtituirung des Baltiſchen Central⸗ 
vereins zur Beförderung der Landwirthſchaft, fügt 
die „Str. Ztg.“ noch Folgendes hinzu: Für die 
nächſte Wahlperiode bis zum 1. April 1882 wur⸗ 
den ferner gewählt: Zum delezirten Mitgliede des 
Geſawmtvorſtandes Herr Graf ven Schwer in⸗ 
Putzar, zum Vereins⸗Chemiker und Vorſteher der 
agrikulturchemiſchen Verſuchs⸗ und Kontrolſtation zu 
Eldena Herr Dr. Oswald in Halle a. S., zum 
Rendanten der vereinigten Centralkaſſe Herr Krels⸗ 
kaſſen⸗Rendant Dietrich, zum Obergärtner an 
der Baumſchule zu Eldena Herr Obergärtner Men⸗ 
fing; die drei zuletzt genannten Beamten mit der 
Maßgabe einer gegenſeitigen monatlichen Kündi⸗ 
gungsfriſt. Die Anſtellung des General - Sekretärs 
bedarf der Beſtätigung des Herrn Miniſters für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. Die Lehrer an 
der Landwirihſchaftsſchule find definitiv mit Benflons- 
berechtigung angeſtellt, und zwar der Direktor mit 
Genehmigung des Herrn Miniſters, die Lehrer mit 
Genehmigung der königlichen Regierung zu Stral⸗ 
ſund. 


gehabt, als er unter ſtarker Bedeckung an der Grenze 
erſchienen war. 


Rom, 25. September. 


nen Anſchauungen bekannt zu machen. 
der Papſt in dem Schreiben: Alsbald nach ſeiner 
Erhebung auf den päpſtlichen Stuhl habe er eine 


vorgehoben, die auch heute noch alle Kraft beſitze, 


an diejenigen derſelben gewendet, die nicht durch die 


der Kirche nicht zu verſagen. 
Stuhles erheiſche. 


Ergebniß gehabt, daß freundſchaftliche Unterhandlun⸗ 
gen eingeleitet worden ſeien, bei welchen es nicht 


dauerhaften Frieden zu erlangen. 
dieſes Zieles, von der hohen Weisheit derjenigen, 


Händen halten, richtig erwogen, werde dieſelben, wie 
der Papſt vertraue, dahin führen, ihm die Freun⸗ 
deshand zu reichen, um das Ziel zu erlangen. Die 
Kirche würde ohne Zweifel glücklich ſein, den Frie⸗ 
den in Deutſchland wiederhergeſtellt zu ſehen, aber 
auch das Reich würde glücklich ſein, welches, nach⸗ 
dem die Gemüther beruhigt wären, in den Söhnen 
der katholiſchen Kirche wie ehedem ſeine treueſten 
Unterthanen finden würde. Seine, des Papſtes, 
Aufmerkſamkeit jet auch auf den Orient gerichtet, 
wo ſich Greigniffe vorbereiteten, die für die Kirche 
vielleicht von höherem Intereſſe ſein könnten. Der 
heilige Stuhl werde alle Anſtrengungen machen, um 
die Intereſſen der Kirche zu fördern. Es ſei dem⸗ 
nach ſein Zweck, die wohlthätige Aktlon der Kirche 
Literariſches. 

Gerhard von Amyntor „Der Zug des To⸗ 
des“. Verlag von Sam. Lucas in Elberfeld. Preis 
4 Mark 50 Pf. Die Anregung zu dieſer Novelle 
hat das berühmte gleichnamige Bild Spangenbergs 
gegeben. Die Färbung der Novelle iſt keineswegs, 
wie der Titel vermuthen laſſen möchte, eine bejon- 
ders düſtere; im Gegentheil finden ſich neben ern⸗ 
ſten und ergreifenden Scenen auch zahlreiche Epiſoden 
voll des koͤſtlichen Humors und der Satyre. Die 
Handlung if im guten Siau, f ſſelnd bis zum 
Schluß; die Charaktere find intereſſant und mit 
pſychologiſchem Scharfblick gezeichnet. Die brennend⸗ 
ſten Tagesſragen werden in der bekannten geiſtreichen 
Art des Berfaſſers ſeitens der den verſchiedenſten 
politiſchen, ſozialen und religiöſen Richtungen ange⸗ 
hörenden Perſonen der Erzählung beleuchtet, die 
hoͤchſten Probleme des menſchlichen Denkens und 
Hoffens erörtert und endlich ein verſöhnender Ab⸗ 
ſchluß herbeigeführt. Die Novelle darf daher allen 
Freunden einer beſſeren Lektüre auf's Wärmſte em⸗ 
pfohlen werden. 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Koblenz, 25. September. Der Kalfer und 
die Kaiſerin machten heute Mittag eine Spazierfahrt. 
Der Kronprinz fuhr nach Entgegennahme der Vor⸗ 
träge nach Stolzenfels. Morgen Vormittag um 10 
Uhr begeben ſich die Allerhöchſten Herrſchaften nach 
Köln. Der Kaiſer beabſichtigt, auf der Station 
Bonn einen kurzen Aufenthalt zu nehmen, um die 
Offiziere ſeines Huſaren⸗Regiments zu ſehen. Der 
für heute Abend in Ausſicht genommene Fackelzug iſt 
auf morgen verſchoben worden. g 

Stuttgart, 25. September. Der Paris⸗Wiener 
Konrierzug iſt heute mit einer Zſtündigen Verſpätung 
hier eingetroffen. Derſelbe ſtieß geſtern unweit Nancy 
mit ren Zuge zuſammen und find hierbei 
3 Pee, bet, 15 Perſonen ſchwer, viele an- 
dert leicht vel endet worden. 

Wien, 25. September. Die „Polit. Correſp.“ 
end folgende Meldungen aus Konſtanti⸗ 
Sp: 


tige Geſellſchaft zu erſtrecken. Ueberdies werde der 
Kardinal Nina ſeine ernſte Aufmerkſamkeit der 
ſchwierigen Lage zuwenden müſſen, welche dem Papſt 
in Italien und in Rom in Folge des Aufphoͤrens 
jeiner weltlichen Macht geſchaffen worden ſel. Der 


Rechten des päpſtlichen Stuhles oder von der Be⸗ 
unruhigung der Katholiken zu ſprechen, die ihren 
Vater ohne wahre Freiheit, ohne wirkliche Unabhän⸗ 


Freiheit bedürfe, Diefelbe unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen dergeftalt behindert fei, daß die Regle⸗ 
rung der allgemeinen Kirche ſehr ſchwierig werde. 


gen ſeines Vorgängers über die Aufhebung der reli⸗ 
gioͤſen Korporationen, über die Aushebung der Kle⸗ 
riker für die Armee, über die Errichtung häretiſcher 
Kirchen und Schulen in Rom und über den kon⸗ 
feſſionsloſen Unterricht. Der Papſt beſchwert ſich 
ſodann über das Excquatur der Regierung für die 
biſchöflichen Ernennungen, über ihre Weigerung, 
einige Biſchöfe anzuerkennen und über die langen 
Formalitäten, die zu ihrer Anerkennung nöthig ſeien. 
Der Papſt ſpricht das königliche Patronatsrecht den⸗ 
jenigen ab, welche gegen die Kirche feien und ſchließt 
mit der Erklärung, daß er unter dieſen beklagenswer⸗ 
then Umſtänden die Pflichten ſeines apoſtoliſchen 
Amtes nicht verkenne. N = 

Newyork, 25. September. Nach hier einge- 
gangenen Nachrichten iſt der mexikaniſche Kongreß 
am 18. d. M. mit einer Botſchaft des Präſtdenten 
Porphprio Diaz eröffnet worden. In der Botſchaft 
wird hervorgehoben, daß die mexikaniſche Regierung 
Frieden mit allen Nationen, insbeſondere mit den 
Vereinigten Staaten, wünſche. 155 Hr 
Neworleans, 25. September. Geſtern find 
bier 58 Perſonen am gelben Fieber geſtorben; in 
Memphis iſt die Krankheit wieder im Zunehmen be⸗ 
griffen; am Montag und Dienſtag kamen daſelbſt 
120 Todesfälle vor. 


ordnen werde, indem er zugleich die bisherlgen Ber. 


Die Pforte will Kenntniß erhalten haben von | 
andererſeits wegen einer eventuellen gemeinſchaftlichen 
Ueber die Urſachen 


von Afghaniſtan verlautet, daß ſeitens der indiſchen 
Regierung die Mittheilung hierher gelangt ſei, die 


ſehr unruhig wegen einer Expedition und habe ſchn 
Mr. Chamberlain große Schwierigkeiten zu bekämpfen 


Eneyclika an alle Biſchöfe gerichtet, in welcher er 
die gegenwärtig in der Geſellſchaft herrſchende Ver⸗ 
wirrung beklagt und die Wohlthaten der Kirche her⸗ 


um den moraliſchen Uebeln der Geſellſchaft entgegen 
zu wirken. Von dieſen Gefühlen geleitet, habe ſich 
der Papſt an die Häupter der Nationen und ſelbſt 


Bande der kakholiſchen Religion mit ihm verknüpft 
ſeien und ſie eingeladen, ihre mächtige Unterſtützung 
Er habe ſich daher 
auch an den erhabenen Kaiſer der deutſchen Nation 
gewendet, die wegen der ſchwierigen Lage der Ka⸗ 
tholiken ganz beſonders die Fürſorge des heiligen 
Dieſer einzig in dem Wunſche 

unternommene Schritt, Deutſchland wieder den rel⸗ 
giöſen Frieden zu geben, habe günſtige Aufnahme 
Seitens des Kaiſers gefunden und das erfreuliche 


feine (des Papſtes) Abſicht geweſen ſei, einen Waf⸗ 
fenſtillſtand zu erzielen, ſondern einen wahren d 
Die Wichgket 


welche die Geſchicke des deutſchen Reiches in ihren 


und des Papſtthums auf die geſammte gegenwär⸗ 


Papſt wolle ſich nicht dabei aufhalten, von den 


gigkeit ſähen, aber er könne nicht umhin, zu bemer⸗ 
ken, daß, während die geiſtliche Macht der weiteſten 


Der Papſt erinnert in dieſer Beziehung an vie Kla⸗ 


Wie die „Agenzia 

Stefani“ erfährt, richtete der Papſt ein Schreiben 
an den Staatsſekretär, Kardinal Nina, in welchem 
er zunächſt unter Ausdrücken des Schmerzes an das 
Ableben des Kardinals Francht erinnert und ſodann 
unter Anerkennung der Berdlenſte Nina's dieſem er⸗ 
klärt, daß er ſich an ihn wende, um ihn mit ſei⸗ 
Weiter ſagt 


| 


